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Der Bundesrat verzichtet auf Popularitätspreis
Die Regierung sieht zurzeit keine Notwendigkeit für Sonderhilfen für Privathaushalte und Firmen wegen der gestiegenen Energiepreise

HANSUELI SCHÖCHLI

Seit 1950 stiegen die Konsumenten-
preise in der Schweiz im Mittel um 2,2
Prozent pro Jahr. Heuer dürfte der An-
stieg infolge des Energiepreisschubs
etwas höher sein; im Juli lag der Konsu-
mentenpreisindex um 3,4 Prozent höher
als ein Jahr zuvor. Im historischen Ver-
gleich scheint dies nicht dramatisch, aber
viele hatten sich wohl in jüngerer Zeit
an Teuerungsraten von 0 bis 1 Prozent
gewöhnt. Nun genügt eine Inflation von
3 Prozent bereits, um Rufe nach staat-
licher «Kompensation» auszulösen. Das
Parlament wird in der Herbstsession
eine Serie solcher Vorstösse diskutie-
ren; es wäre angesichts der herrschen-
den Vollkasko-Mentalität eher erstaun-
lich, wenn keiner dieser Vorstösse eine
Mehrheit fände.

Zumindest der Bundesrat will keine
operative Hektik zelebrieren. Er ist am
Mittwoch zu einem nüchternen, aber
politisch unattraktiven Schluss gekom-
men: Die bisherigen Preissteigerun-
gen seien für die Haushalte verkraft-
bar. Dass man einen solchen Satz schon

als mutig bezeichnen muss, sagt eini-
ges über die Dekadenz derWohlstands-
gesellschaft Schweiz aus.

Die üblichen Instrumente

Der Bundesrat sieht also zurzeit keinen
Bedarf an staatliche Sondermassnah-
men und verweist auf die ordentlichen
Anpassungskanäle. Zu diesen zählt die
Arbeitslosenversicherung einschliesslich
Kurzarbeitsgelder. Dazu zählen auch
die jährlichen Lohnrunden in der Pri-
vatwirtschaft mit den üblichen Gewerk-
schaftsforderungen nach Teuerungsaus-
gleich und Reallohnwachstum. Zum
Standard gehören auch die regelmässi-
gen Anpassungen der Renten, der Er-
gänzungsleistungen und der Sozialhilfe
an die Lebenskosten.

Im Fall derAHV beruhen dieAnpas-
sungen auf einem Mischindex, der den
Durchschnitt von Teuerung und Lohn-
wachstum spiegelt. Seit 1950 sind die
Löhne im Mittel in rund fünf von sechs
Jahren stärker gestiegen als die Kon-
sumentenpreise; das heisst die Renten-
erhöhung via Mischindex steigerte im

Mittel die Kaufkraft. So ist die Kaufkraft
derAHV-Renten heuer etwa 20 Prozent
höher als vor vierzig Jahren.

Dieses Jahr dürfte zu denAusnahme-
jahren gehören, in denen die Preise stär-
ker steigen als die Löhne. Der Bundes-
rat erklärte am Mittwoch, dass er die-
sen Herbst über eine Anpassung der
ordentlichen AHV- und IV-Renten be-
finde. Und auch bei den Ergänzungs-
leistungen könne er Anpassungen ma-
chen.AufAnfrage hiess es, dass mit dem
Verweis auf die Rentenanpassungen das
übliche Verfahren auf Basis des Misch-
index gemeint sei. Doch im Parlament
fordert eine Allianz Links/Mitte, dass
der Bund dieses Jahr den Mischindex
ignoriert und den vollen Teuerungsaus-
gleich bezahlt – nach demMotto «Kopf,
ich gewinne, Zahl, du verlierst».

Der Bundesrat erinnert im Übrigen
an die derzeit immer noch ansprechende
Wirtschaftslage:Die Erholung habe sich
zuletzt fortgesetzt, und dieArbeitslosig-
keit sei sehr tief. Doch angesichts der
grossen Unsicherheit über die Zukunft
solle die Bundesarbeitsgruppe Energie-
preise den Handlungsbedarf unter Be-

rücksichtigung der weiteren Preis- und
Lohnentwicklung erneut evaluieren.
Laut Eric Scheidegger, demChefökono-
men des Bundes, stehen eher Massnah-
men für Betriebe als für Privathaushalte
imVordergrund.

Wenn Bäcker Hilfe brauchen

Im Fokus steht etwa der sprichwört-
liche Bäckereibetrieb mit folgender Ge-
schichte:Er nutzte nach der Strommarkt-
öffnung für Grossverbraucher 2009 die
Chance, selber einen Lieferanten zu su-
chen; er verzichtete in den letzten Jahren
auf eineAbsicherung der Preise via Ter-
mingeschäfte; und er muss nun plötzlich
zehnmal so hohe Preise zahlen wie vor
einem Jahr und sieht deshalb sein Ge-
schäftsmodell infrage gestellt. Die Rede
ist von etwa 23 000 Betrieben, welche
sich auf dem freien Strommarkt einge-
deckt haben. Wie viele von ihnen nun
in einer solch schwierigen Lage sind wie
der besagte Bäckereibetrieb, ist unklar.

Diverse mögliche Massnahmen für
solche Betriebe sind denkbar; vieles
wird auf den Tisch kommen. Zu den

sanftesten Massnahmen zählen privat-
wirtschaftliche Verhandlungslösungen
von Betrieben und Branchen mit Ener-
gieanbietern. Zu den dümmsten zählt
eine künstliche Deckelung der Ener-
giepreise. Zwischen diesen Polen lie-
gen Massnahmen wie Überbrückungs-
kredite und Härtefallzahlungen analog
zur Corona-Krise. Bereits zu hören war
auch die Forderung, dass Betriebe die
Möglichkeit haben sollen, vom freien
Strommarkt in den gebundenen Bereich
mit seinen zurzeit weit tieferen Preisen
zurückzukehren. Die Anbieter im ge-
bundenen Bereich müssen ihre Preise
an den eigenen Gestehungskosten aus-
richten und dürfen nur einmal pro Jahr
aufschlagen.Anfang 2023 werden im ge-
bundenen Bereich die Strompreise im
Mittel vielleicht um 20 bis 30 Prozent
steigen – was weit weg von der Preis-
explosion an den Strombörsen läge.

Eine Rückkehr von Nachfragern vom
freien Markt in den gebundenen Be-
reich widerspräche zwar dem Gesetz,
doch das Gesetz liesse sich ändern.Man
darf auf die September-Session des Par-
laments gespannt sein.

«Ein Freipass ist keine gute Idee»
Peter Hettich, Rechtsexperte von der Universität St. Gallen, kritisiert die geplante Lockerung der Vorschriften für alpine Solaranlagen

Herr Hettich, alpine Solaranlagen, die
Winterstrom produzieren, sollen künf-
tig viel rascher realisiert werden können.
Dafür hat die zuständige Kommission
des Ständerats eine rechtliche Grund-
lage angestossen.Wie beurteilen Sie die-
sen Entscheid?
Ich kenne den Wortlaut der neuen
Rechtsnorm nicht. Aber es erstaunt
mich, wie weit die Ständeräte gehen
wollen. Die Bewilligungsverfahren für
solche Anlagen werden sehr stark ver-
einfacht. Die Planungspflicht soll ganz
wegfallen. Für grosse Fotovoltaikanla-
gen in den Bergen reicht damit eine
einfache Baubewilligung. Auch muss
nicht mehr nachgewiesen werden, ob
eine Anlage standortgebunden ist wie
bisher. Dies wird künftig einfach vor-
ausgesetzt.

Welche Konsequenzen hat es für die
Umweltorganisationen, wenn die vorge-
schlagene Regelung der Kommission im
Parlament gutgeheissen wird?
Die Verbandsbeschwerden der Um-
weltverbände dürften ins Leere lau-
fen, soweit sie noch zulässig sind. Die
gängigeVerbandsbeschwerde setzt eine
Umweltverträglichkeitsprüfung voraus,
die ebenfalls gestrichen werden soll.
Dazu kommt, dass die Naturschutz-
interessen von vorneherein untergeord-
net werden. Das hebelt die Verbands-
beschwerden von Natur- und Heimat-
schützern aus.

Mit anderenWorten:Die Reform ist sehr
radikal.
Ja. Denn auch materiell werden Grund-
sätze über Bord geworfen, die man über
lange Zeit hochgehalten hat. Zum Bei-
spiel, dass man den Raum ausserhalb
der Bauzone freihalten soll. Oder dass
keine Energieanlagen in Schutzgebie-
ten gebaut werden dürfen.Dass dies nun
plötzlich nicht mehr gelten soll, war bis
vor kurzem undenkbar. Erst im Juli die-
ses Jahres hat der Bundesrat die Hür-
den für Fotovoltaikanlagen auf Stauseen
im alpinen Raum und in wenig empfind-
lichen Landwirtschaftszonen gesenkt.
Diese Lockerungen waren aber im Ver-
gleich eher vorsichtig; die Agrofoto-
voltaik sollte vor allem am Rand von
Bauzonen möglich sein.

Jetzt erhalten die Initianten von Fotovol-
taikanlagen in der freien Fläche einen
Freipass.
Ja, und ich halte das nicht für eine gute
Idee. Bei so grossen Energieanlagen
muss vor der Realisierung zwingend
eine Interessenabwägung stattfinden.
Konkret sollte in jedem Einzelfall abge-

klärt werden, wie bedeutend etwa das
Biotop für die Landschaft ist, auf der
die Energieanlage realisiert wird. Und
wie stark das Biotop beeinträchtigt wird
durch das Projekt.

Gegenwärtig stellt das Gesetz Schutz-
und Nutzungsinteressen gleich. Das
führte dazu, dass die Richter häufig im
Sinne der Umwelt und gegen die Ener-
gieproduktion entschieden.
Das hat man den Gerichten vorgewor-
fen. Die Urteile waren jedoch meist
sehr differenziert, so etwa jenes zum
Windpark Grenchenberg, der dann re-
dimensioniert werden musste, um den
Schutz von Wanderfalken und Heide-
lerchen zu gewährleisten. Grund für
die Kritik war vielmehr, dass sich jede
Seite etwas anderes versprach von die-
ser Gesetzesbestimmung, zu der sich
das Parlament in der Debatte über die
Energiestrategie 2050 nach langen, hart
geführten Diskussionen durchringen
konnte. Die Umweltorganisationen
waren überzeugt, dass ihre Kernanlie-
gen nun berücksichtigt würden, die
Energiewirtschaft, dass derAusbau der

Erneuerbaren erleichtert wird. Beides
traf nicht ein.

Sollte das Interesse an der Realisierung
vonEnergieanlagen künftig generell über
anderen Interessen von nationaler oder
kantonaler Bedeutung stehen, also etwa
dem Landschafts- und Naturschutz?
Das wäre wohl konsequent angesichts
der Dringlichkeit, die der Ausbau der
Stromproduktion hat. Trotzdem halte
ich es für unerlässlich, dass jeder Einzel-
fall geprüft wird. Denn der Erhalt von
unberührten Landschaften und intakten
Biotopen ist wichtig;wir haben nicht nur
eine Energie- und Klimakrise, sondern
auch eine Biodiversitätskrise. Das wer-
tet die Kommission nun anders.

Ohne die radikale Entschlackung der
Bewilligungspraxis können Energie-
anlagen wohl nicht im nötigen Tempo
realisiert werden.
Das bestreite ich. Nehmen wir die
Windkraftanlagen. Ihr Ausbau stösst
vor allem deshalb an Grenzen, weil ihm
hierzulande die gesellschaftlicheAkzep-
tanz fehlt. Diese Woche kam eine Stu-

die zu dem Schluss, dass in der Schweiz
das Potenzial für 4439 Windkraftanla-
gen vorhanden sei.Die Politik strebt seit
kurzem 150Windräder an. Effektiv rea-
lisiert wurden bisher aber bloss 41. Das
hat vor allem mit dem enormen Wider-
stand in der Bevölkerung zu tun. Den
kriegt man nicht weg – auch wenn die
Politiker nun die Gunst der Stunde nut-
zen wollen.

Gehen Sie davon aus, dass wie bei den
alpinen Solaranlagen auch für den Bau
von Wasser- und Windkraftwerken
sämtliche rechtlichen Hürden beseitigt
werden?
Das ist noch unklar. Ich vermute aber,
dass sich der Abbau der Mitsprache-

rechtenichtaufdieFotovoltaikbeschrän-
ken wird. Auch bei Wind- und Wasser-
kraftwerken könnte das Parlament die
Realisierung bei Erreichen bestimmter
Produktionskriterien erleichtern. Aller-
dings ist der Eingriff in die Natur beim
Bau eines Windrads oder eines Spei-
chersees ungleich grösser als bei Solar-
anlagen, bei denen man die Module ein-
fach in den Boden stecken kann.

Von Albert Rösti, SVP-Nationalrat und
Präsident des Wasserwirtschaftsver-
bands, stammt der Vorschlag, eine Liste
der dringlichsten Wasser- und Wind-
kraftprojekte im Gesetz zu verankern,
bei denen die Nutzungsinteressen den
Schutzinteressen vorgehen sollen. Wäre
dies generell der bessere Weg?
Ja. Denn in diesem Fall übernimmt das
Parlament die Interessenabwägung und
bestimmt, wo die Naturräume geopfert
werden sollen. Ein Beispiel dafür sind
die 15 Projekte des RundenTischesWas-
serkraft. Bei jedem Projekt wurde ab-
geklärt, wie gross sein energetischer
Wert ist und was die Auswirkungen auf
die Biodiversität und die Landschaft
sind.Die vielversprechendsten Projekte
kamen dann auf eine Liste, die ins Ge-
setz geschrieben werden könnte. Ein
solcher Mechanismus könnte nicht nur
für die Wasserkraft, sondern genauso
gut auch für alpine Solaranlagen und
Windkraftanlagen eingeführt werden.
Die Urek will nun jedoch einen ande-
renWeg gehen. Und womöglich wird es
darüber keine gesellschaftliche Diskus-
sion geben.

Weshalb?
Die Massnahmen der Urek werden auf
dem Dringlichkeitsweg eingeführt. Das
erschwert eine öffentliche Debatte, wie
es im normalen Abstimmungskampf
üblich ist.DieVerfassung sieht zwar vor,
dass das Referendum ergriffen werden
kann. Innerhalb von einem Jahr muss
dann eine Volksabstimmung durch-
geführt werden. Bereits bewilligte oder
realisierte Anlagen haben dann jedoch
einen Bestandesschutz.

Trotz der Radikalität der Massnahmen
fiel die Reaktion vieler Umweltorganisa-
tionen gegen den Kommissionsbeschluss
bisher eher sanft aus. Wie erklären Sie
sich das?
Die Umweltverbände sind in der Ener-
giekrise völlig in Rücklage geraten.Dies
erst recht, wenn man bedenkt, dass ja
auch noch eine Biodiversitäts- und
Landschaftsinitiative hängig ist. Doch
nunmüssen sie andere Gefechte führen.

Interview: David Vonplon

Installation von Solarpaneelen an der Staumauer des Muttsees im Kanton Glarus auf 2500 Metern über Meer. ARND WIEGMANN / REUTERS
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